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»Zweck der Stiftung ist es, durch Wissenschaft und 
Bildung einen friedlichen Beitrag zur Verbreitung und  

Vertiefung demokratischer Ideen zu leisten.« 
Paragraph 2, Absatz 1 der Satzung der Stiftung

ÖFFENTLICHE DISKURSE ALS DEMOKRATISCHE INFRASTRUKTUR

Zwischen Konflikt, Kompromiss und Konsens
von Prof. Dr. Christiane Eilders 

Mit dem Tod von Jürgen Habermas ist das Konzept Öffentlichkeit für einen viel zu kurzen Moment wieder in den Fokus der Aufmerksamkeit 
geraten. Das Interesse an Funktionen und Leistungen von Öffentlichkeit war zuletzt etwas abgeflaut – zugunsten eines immer breiter werden-
den Interesses an demokratischer Resilienz. Das ist nachvollziehbar vor dem Hintergrund der Erfolge der als zum Teil rechtsextrem eingestuf-
ten AfD und der gleichzeitig abnehmenden Zustimmung zu den demokratischen Parteien. Die Verschiebung des Interesses von der Öffentlich-
keit zur demokratischen Resilienz ist auch wegen der Sorge über eine ausgeprägte gesellschaftliche Polarisierung verständlich. Polarisierung 
gilt als Bedrohung für die Demokratie, v.a. für die demokratische Entscheidungsfindung. Sie untergräbt, so die Sorge, nicht nur die Solidarität 
zwischen Bürger*innen und zerstört Vertrauen in Institutionen, sie erschwert auch die Erarbeitung von Konsens und Kompromiss im politi-
schen System. In letzter Zeit konnte man gut beobachten, dass Regierungen früh auseinanderbrechen oder Koalitionen wegen der schwierigen 
Mehrheitssuche diesseits der Brandmauer nur noch mühsam geschmiedet werden konnten. Neben den inhaltlichen Differenzen standen auch 
noch erhebliche Abneigungen zwischen den Partnern einer Koalitionsbildung entgegen. 

Die manifesten Probleme im demokratischen Entscheidungssystem lassen vergessen, dass die Sorge um die Demokratie an einer deutlich 
früheren Phase des Politikprozesses ansetzen muss. Es unterschätzt die Rolle von Öffentlichkeit für die Demokratie, wenn Resilienz ohne ex-
pliziten Bezug auf das Kommunikationssystem Öffentlichkeit gedacht wird. Funktionierende Öffentlichkeit muss vielmehr als Voraussetzung 
von demokratischer Resilienz begriffen werden. Öffentlichkeit ist die Infrastruktur von Demokratie. Ohne funktionierende Öffentlichkeit kann 
die Demokratie nicht liefern. Öffentliche Diskurse sind dem Entscheiden im politischen System vorgelagert. Hier werden Anliegen der Bevöl-
kerung nach oben an die Entscheidungsebene vermittelt, hier werden Vorhaben der Regierung erklärt und kritisch diskutiert, und hier werden 
Unterstützung und Zustimmung zwischen verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen generiert. Indem Öffentlichkeit Themen und Meinungen 
der Gesellschaft integriert und differenziert, dient sie idealerweise sowohl als Konflikt-Seismograph als auch als System des Interessensaus-
gleichs. Funktionierende Öffentlichkeit macht also nicht nur die Vielfalt von Positionen deutlich – eine wichtige demokratische Funktion, sie 
kann auch gegensätzliche Positionen durch Überzeugung zu Konsens verdichten oder Kompromiss-Optionen aufzeigen und so blockierende 
und feinselige Arten von Polarisierung überwinden.

Bekanntlich handelt es sich bei dieser Funktionszuweisung an Öffentlichkeit um ein Ideal, welches nur sehr selten eingelöst wird. Es eignet 
sich jedoch sehr gut dazu, die tatsächliche Leistung an der Realität zu überprüfen und Defizite zu identifizieren. In Anlehnung an Habermas und 
viele weitere Öffentlichkeitstheoretiker gehört zu den zentralen Anforderungen an Öffentlichkeit die Verständigungsorientierung, der Respekt, 
die Begründung von Meinungen und die Vielfalt der Stimmen. Nur wenn öffentliche Debatten verständigungsorientiert mit Respekt und unter 
Angabe von Gründen sowie unter Einbezug möglichst vieler verschiedener, natürlich auch kritischer Stimmen geführt werden, bieten sie die 
geeignete Grundlage für demokratische Resilienz. Behauptungen und Gründe können geprüft, Ansprüche gegeneinander abgewogen werden 
und robuste Lösungen für möglich viele Interessenslagen gefunden werden. Je umfassender der öffentliche Austausch gelingt, desto besser 
können Menschen Voraussetzungen und Folgen einer Politikentscheidung für sich selbst und andere erfassen und die Gräben überbrücken. 
Der soziale Frieden zwischen Bevölkerungsgruppen mit unterschiedlichen kulturellen Hintergründen, zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
merinnen, zwischen niedrig und hoch Gebildeten ist also auf eine funktionierende Öffentlichkeit angewiesen. 

Mit den sozialen Medien haben sich neue Austausch-Orte, Kommunikationsstile und Akteurskonstellationen durchgesetzt, die den Ansprüchen 
an funktionierende Öffentlichkeit in der Regel nicht gerecht werden. Der Zugang zur Öffentlichkeit ist zwar einfacher und damit demokrati-
scher als in journalistischen Medien, die Logik der Selbstdarstellung der Akteure und die ökonomischen Ziele der Plattformbetreiber führen 
aber dazu, dass Emotionen, v.a. Hass und Empörung, anstelle von Argumenten, Respekt und Verständigung gefördert werden. Das dürfte die 
affektive Polarisierung, also die Abwertung anderer Gruppen, stärken. Die ideologische Polarisierung, also die zunehmende Distanz der the-
menspezifischen Positionen zwischen zwei Gruppen dürfte ebenfalls profitieren, da die Protagonisten in ihrer Selbstdarstellung ihre Positionen 
besonders pointiert vorbringen, um Unterstützung zu gewinnen. 

Auch in der Berichterstattung der journalistischen Medien werden Konflikt und Emotion besonders hervorgehoben, weil sie professionelle 
Auswahlkriterien sind und dem Publikumsgeschmack entsprechen. Die journalistisch getragenen Teile der Öffentlichkeit setzen einer ideolo-
gischen und affektiven Polarisierung also durch die Medienlogik wenig entgegen. Allerdings ist hier der Tonfall ziviler und Journalist*innen ha-
ben in ihrer Einordnung des Geschehens ein Interesse, nicht nur die Extreme, sondern auch die Gemeinsamkeiten herauszuarbeiten. Vor allem 
der „konstruktive Journalismus“, der sich als Reaktion auf die Konflikt- und Problemorientierung entwickelt hat, will Lösungen herausarbeiten, 
zwischen Interessenslagen vermitteln und Gegensätze überbrücken. Die Polarisierung der Gesellschaft dürfte hier deutlich weniger angeheizt 
werden als in den sozialen Medien.

In dem Maße, in dem die Diskurse in sozialen Medien und journalistischen Angeboten unterschiedliche Qualitäten von Öffentlichkeit konstitu-
ieren, tragen sie unterschiedlich stark zur Polarisierung bei. Je mehr die Öffentlichkeit dabei dem Idealmodell entspricht, desto eher münden 
die Diskurse in einer öffentlichen Meinung, die verschiedene Interessenslagen aufnimmt. Die Diskurse können Konflikte zwischen Gruppen im 
Idealfall in Konsens oder Kompromiss auflösen. Es versteht sich von selbst, dass das in komplexen Gesellschaften sehr selten passiert – auch 
unter optimalen Diskursbedingungen. Allerdings ist die respektvolle Verständigung über Gegensätze bereits die Grundlage für demokratische 
Resilienz. Die Abkehr von Konfliktorientierung und Zuspitzung in öffentlichen Diskursen kann ideologische und affektive Gräben so überbrü-
cken helfen, dass ein Zusammengehörigkeitsgefühl entsteht, das die Gesellschaft gegen Spaltungsversuche immun macht und die Wertschät-
zung der demokratischen Prinzipien stärkt. 

Was war?
„Generation 1975 | Mit 14 ins neue  
Deutschland“ an der Universität zu Köln
Ein Bericht von Lili Pöschl, Demokratie-Stiftung der Universität zu Köln
Foto von Niclas Carl

Anlässlich des 35. Jahrestages der deutschen Wiedervereinigung prä-
sentierte die Demokratie-Stiftung der Universität zu Köln vom 1. Okto-
ber bis zum 28. November 2025 die Videoausstellung „Generation 1975 
| Mit 14 ins neue Deutschland“ im Studierenden-Service-Center (SSC) 
der Universität.

Die Ausstellung rückte die Perspektiven von 26 Menschen in den Mit-
telpunkt, die 1975 geboren wurden und den Mauerfall im Alter von 14 
Jahren erlebten. In persönlichen Interviews berichteten Zeitzeug*innen 
aus Brandenburg, Baden-Württemberg sowie aus Ost- und Westber-
lin von ihren Erfahrungen mit Teilung, Umbruch und Neubeginn. Ihre 
Erzählungen machten deutlich, wie unterschiedlich die politischen und 
gesellschaftlichen Veränderungen nach 1989 erlebt wurden und welche 
Auswirkungen sie bis heute auf ihre Biografien haben.

Die multimediale Videoinstallation ermöglichte Besucher*innen auf sie-
ben Monitoren einen unmittelbaren Zugang zu den Erinnerungen dieser 
Generation. Dabei wurden sowohl neue Chancen als auch Unsicherheiten 
sichtbar, die mit dem Umbruch nach der Wiedervereinigung verbunden 
waren. Die persönlichen Geschichten eröffneten vielfältige Perspekti-
ven auf die deutsche Einheit und verdeutlichten, wie stark Herkunft und 
individuelle Prägungen den Blick auf das vereinte Deutschland beein-
flussen.

Eröffnet wurde die Ausstellung am 1. Oktober 2025 mit einer Begrüßung 
durch den Kanzler der Universität zu Köln. Begleitend fanden mehrere 
Veranstaltungen statt, die den Austausch über die deutsch-deutsche 
Geschichte vertieften. Dazu gehörten eine Filmvorführung mit anschlie-
ßendem Gespräch mit Dr. Christiane Bertram (Universität Tübingen) 
und Stefan Krauss (KRRO Film) am 21. Oktober sowie das Podiumsge-
spräch am 13. November im Neuen Senatssaal des Hauptgebäudes, das 
von Jun.-Prof. Nicole Kramer (Universität zu Köln), Kuratoriumsmitglied 
der Demokratie-Stiftung, moderiert wurde.

Im Mittelpunkt der Veranstaltung am 13. November stand ein intensiver 
Austausch über die Wahrnehmung ostdeutscher Geschichte im heu-
tigen gesellschaftlichen Diskurs. Dabei wurde auch darüber diskutiert, 
dass das Interesse an der DDR-Geschichte – insbesondere im west-
deutschen Kontext – häufig begrenzt sei. Diese unterschiedliche Ge-
wichtung historischer Perspektiven wurde als ein möglicher Faktor ak-
tueller Spannungen zwischen Ost und West thematisiert.

Die Ausstellung ist Teil eines bundesweiten Projekts zur deutsch-deut-
schen Geschichte, das in den Jahren 2025 und 2026 an verschiedenen 
Orten in Deutschland gezeigt wird. Die Idee und Projektleitung liegen 
bei Dr. Christiane Bertram vom Hector-Institut für empirische Bildungs-
forschung der Universität Tübingen, die künstlerische Umsetzung über-
nahm KRRO Film aus Berlin. Die Wanderausstellung wird von der Bun-
desstiftung Aufarbeitung gefördert.

Mit der Präsentation an der Universität zu Köln leistete die Demokra-
tie-Stiftung einen Beitrag zur Auseinandersetzung mit der deutschen 
Zeitgeschichte und schuf einen Raum für den Dialog über Erinnerung, 
gesellschaftlichen Wandel und demokratische Entwicklung.

Gesprächsabend: Desinformation, Populis-
mus und die Grenzen der Meinungsfreiheit
Ein Bericht von Lili Pöschl, Demokratie-Stiftung der Universität zu Köln 
Fotos von Jana Bauch 

Am 20. Mai 2026 fand im Hörsaal II der Universität zu Köln der Gespräch-
sabend „Desinformation, Populismus und die Grenzen der Meinungs-
freiheit“ statt. Die Veranstaltung wurde ausgerichtet in Kooperation mit 
der Adenauer School of Government (AGS), einer neuen zentralen wis-
senschaftlichen Einrichtung der Universität zu Köln, die sich multidis-
ziplinaren Governance-Forschung und -Lehre widmen wird. Im Verlauf 
des Abends diskutierten die ehemaligen Bundesminister*innen Peter 
Altmaier und Sabine Leutheusser-Schnarrenberger unter der Moderati-
on von Prof. Markus Ogorek (Universität zu Köln), dem stellvertretenden 
Direktor der AGS. Inhaltlich ging es um aktuelle Herausforderungen der 
Meinungsfreiheit, den Umgang mit sozialen Medien sowie die Rolle des 
Staates in der digitalen Öffentlichkeit.

Im Zentrum der Diskussion stand dabei die Frage, wie weit Meinungs-
freiheit im digitalen Raum reicht und wo rechtliche sowie gesellschaft-
liche Grenzen verlaufen. Beide Gesprächspartner*innen betonten die 
hohe Bedeutung der Meinungsfreiheit und lehnten umfassende Verbote 
im Bereich Social Media ab. Darunter fiel etwa das Social Media Verbot, 
was aktuell in Hinblick auf unter 16- bzw. 14-jährige gesellschaftlich breit 
diskutiert wird. Zugleich wurde deutlich, dass die strafrechtliche Rege-
lung zur Beleidigung von Politiker*innen unterschiedlich bewertet wird: 
Während die bestehende Rechtslage kritisch diskutiert wurde, bestand 
Einigkeit darüber, dass die persönliche Beleidigung weiterhin strafbar 
bleiben soll.

Ein weiterer Schwerpunkt lag auf dem Einfluss sozialer Medien auf po-
litische Meinungsbildung. Dabei wurden sowohl Chancen als auch Ri-
siken thematisiert. Einerseits ermöglichen Plattformen einen schnellen 
Zugang zu Informationen und eine neue Form der politischen Teilhabe. 
Andererseits wurde auf die Gefahr von Desinformation, gezielte Einfluss-
nahme durch ausländische Akteure sowie die Macht großer Tech-Kon-
zerne hingewiesen. Während Leutheusser-Schnarrenberger vor allem 
stärkere Regulierung, Medienkompetenz und europäische Regelwerke 
wie den Digital Services Act betonte, verwies Altmaier stärker auf die 
Grenzen staatlicher Eingriffe und die Bedeutung privater Plattformen für 
die Verbreitung von Informationen.

Im Verlauf des Abends wurden zahlreiche Fragen aus dem Publikum auf-
gegriffen, unter anderem zur Macht großer Digitalkonzerne, zur Neutra-
lität von Medien, zur Regulierung von Hassrede und zur Frage, ob sich 
auch die Politik selbst kritisch mit ihrer eigenen Resilienz gegenüber 
medialen Einflüssen auseinandersetzen muss.

Zum Schluss richteten sich die beiden Diskutanten an das Publikum und 
ermutigten die vielen anwesenden jungen Menschen, sich aktiv in Ge-
sellschaft und Politik einzubringen und selbst Verantwortung zu über-
nehmen.

Über uns
Die Demokratie-Stiftung der Universität zu Köln ist eine unselbstständige Stiftung zur Förderung demokratischer Werte und Strukturen. Sie unter-
stützt Projekte in Forschung, Lehre und öffentlichem Diskurs, etwa durch Tagungen, internationale Austauschprogramme, Ausstellungen und Fach-
veranstaltungen. Alle zwei Jahre verleiht sie zwei Preise für herausragende Abschlussarbeiten im Gesamtwert von 7.500 Euro. Über die strategische 
Ausrichtung und die Vergabe der Mittel entscheidet ein Kuratorium unter Vorsitz des Kanzlers der Universität. 

Unterstützen Sie unsere Arbeit: Mit Ihrer Spende tragen Sie zur Förderung demokratischer Werte, Forschung und Bildung bei.  
Scannen Sie den QR-Code, um direkt zu spenden.
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Was wird?
Bewerbungsschluss Stiftungspreis 

Bis zum 30. Juni 2026 wird noch der Stiftungspreis der Demokra-
tie-Stiftung ausgeschrieben. Eingereicht werden können studentische 
Abschlussarbeiten (Bachelor – und Masterarbeiten) sowie Dissertatio-
nen und Habilitationen, die in den Jahren 2024 und 2025 veröffentlicht 
wurden. 

Weitere Informationen erhalten Sie unter  
www.demokratiestiftung.uni-koeln.de 

Weitere Informationen erhalten Sie in Kürze unter 
www.demokratiestiftung.uni-koeln.de


